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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission der EG 
für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Bier 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Nach Auffassung der Kommission der EG behindern unter- 
schiedliche Rechtsvorschriften für die Zusammensetzung, Her- 
stellung, Aufmachung und Kennzeichnung von Bier den Waren- 
verkehr mit Bier innerhalb der Gemeinschaft. 


B. Lösung 

Es sollen deshalb alle Rechtsvorschriften, die in den Mitglied- 
staaten für die Erzeugung von Bier gelten, koordiniert werden 
mit der Folge, daß das in der Bundesrepublik geltende Rein- 
heitsgebot entfällt. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Das Reinheitsgebot soll aufrechterhalten bleiben. 


D. Kosten 

Keine 
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Sdiriftlldier Beridit 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der EG für eine Richtlinie 
des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über Bier 

— aus Drucksache VI/1048 — 


A. Beridit des Abgeordneten Dr. Unland 


I. 

Die Vorschläge der EG-Kommission — Druck- 
sache W1048 — wurden vom Herrn Präsidenten 
des Deutschen Bundestages mit Schreiben vom 
24. Juli 1970 an den Ausschuß für Wirtschaft feder- 
führend und dem Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten mitberatend überwiesen. Der 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und. Forsten 
hat die Vorlage am 5, November 1970 beraten, der 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
sich am gleichen Tag gutachtlich geäußert. Der Aus- 
schuß für Wirtschaft hat in seiner 29. Sitzung am 
4. März 1971 den Richtlinienvorschlag abschließend 
beraten. 

Die Beratung des Verordnungs-Vorschlages zur 
Änderung der Verordnungen Nr. 120 und 359/67 
hinsichtlich der Erstattung bei der Erzeugung, die 
für bestimmte in der Brauerei-Industrie verwen- 
dete Erzeugnisse gewährt wird, wurde vorerst zu- 
rückgestellt. 

II . 

Die Kommission der EG schlägt vor, die in der 
Gemeinschaft unterschiedlichen Rechtsvorschriften 
für die Zusammensetzung, die Herstellung und die 
Kennzeichnung von Bier zu harmonisieren, um den 
freien Warenverkehr mit Bier innerhalb der Ge- 
meinschaft herzustellen. 


Die von der Kommission vorgeschlagenen Rege- 
lungen sollen die Rechtsungleichheit auf einem 
Niveau beseitigen, das den Regelungen in der Bun- 
desrepublik nicht entspricht; vor allem beachten 
die Vorschriften für die Herstellung von Bier nicht 
das in der Bundesrepublik geltende strenge Rein- 
heitsgebot. Die Kommission will nämlich neben 
Gerstenmalz, Hopfen, Wasser und Hefe als Roh- 
stoffe für die Bierbereitung auch nicht gemälzte 
Gerste, Mais und Reis (sog. Rohfrüchte) sowie 
Zucker bis zu einem Anteil von 30®/o zulassen. Das 
in dieser Zusammensetzung hergestellte Bier soll in 
der gesamten EWG unter Einschluß der Bundes- 
republik verkehrsfähig werden. 

Eine solche Regelung würde dazu führen, daß das 
Reinheitsgebot für die Bierherstellung, das seine 
Bewährung seit langem erbracht hat, entwertet 
wird. Die Qualität des Bieres würde wesentlich ver- 
schlechtert und vor allem der Charakter des Bieres 
verändert mit der Folge, daß der weltweite gute 
Ruf des deutschen Bieres wesentlich beeinträchtigt 
wird. Ein Absatzrückgang für die deutschen Braue- 
reien müßte befürchtet werden. Hinzu kommt, daß 
die Aufgabe des Reinheitsgebots insbesondere auch 
die Verbraucher benachteiligt, die sich nun nicht 
mehr wie bisher auf die Qualität des Bieres ver- 
lassen könnten. Schließlich würde auch die Land- 
wirtschaft, die ihre Gersten- und Hopfenerzeugung 
auf den Bedarf der Brauereien eingestellt hat, be- 
troffen. 
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Aus diesen Erwägungen hat der Wirtschaftsaus- 
schuß den Vertreter der Bundesregierung nach- 
drücklich gebeten, sich bei den weiteren Verhand- 
lungen im Rat der EG für die Beibehaltung des 
Reinheitsgebotes für Biere in Deutschland einzu- 
setzen. Sollten diese Bemühungen ohne Erfolg blei- 
ben, wird der Bundesregierung empfohlen, der vor- 
geschlagenen Harmonisierung von Rechtsvorschrif- 
ten nicht zuzustimmen. 


Bonn, den 11. März 1971 


Dr. Unland 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag nimmt den Vorschlag 
der Kommission — aus Drucksache VI/ 1048 — 
zur Kenntnis, 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, bei den wei- 
teren Verhandlungen in Brüssel einer Harmoni- 
sierung der Rechtsvorschriften für die Her- 
stellung und den Vertrieb von Bier nur dann 
zuzustimmen, wenn das Reinheitsgebot in der 
Bundesrepublik Deutschland unverändert erhal- 
ten bleibt. 


Bonn, den 11. März 1971 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Dr. Unland 

Vorsitzender Berichterstatter 
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